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1. Instanz

Aktenzeichen S 9 KR 238/01
Datum 06.05.2002

2. Instanz

Aktenzeichen L 4 KR 105/02
Datum 31.10.2002

3. Instanz

Datum -

I. Die Berufung des KlÃ¤gers gegen das Urteil des Sozialgerichts NÃ¼rnberg vom 6.
Mai 2002 wird zurÃ¼ckgewiesen.
II. Die Klage auf Ã�bernahme der Behandlungskosten in der Klinik B. Hospital, L.
wird abgewiesen.
III. AuÃ�ergerichtliche Kosten sind nicht zu erstatten.
IV. Die Revision wird nicht zugelassen.

Tatbestand:

Streitig ist die KostenÃ¼bernahme fÃ¼r eine Auslandsbehandlung in den USA oder
GroÃ�britannien.

Der am 1960 geborene KlÃ¤ger, der bei der Beklagten freiwillig versichert ist,
beantragte am 05.06.2001 "aufgrund lebensbedrohlicher Erkrankung die sofortige
KostenÃ¼bernahme fÃ¼r Ã¼berlebensnotwendige Behandlung" im E. Health
Center-D. in D. , Texas (USA). Die Beklagte lehnte mit Bescheid vom 06.06.2001
den Antrag u.a. wegen fehlender Ã¤rztlicher Atteste bzw. Berichte ab. Mit dem
dagegen eingelegten Widerspruch machte der KlÃ¤ger geltend, die Erkrankungen,
die der Beklagten hinreichend bekannt seien (MCS-UnvertrÃ¤glichkeitsreaktionen
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und Allergien; MCS: Abk. fÃ¼r multiple chemische SensibilitÃ¤t), kÃ¶nnten in
deutschen KrankenhÃ¤usern nicht behandelt werden. Die Kosten der Behandlung in
der genannten Klinik wÃ¼rden ca. 1.500,00 US-Dollar wÃ¶chentlich betragen. Die
Beklagte lehnte mit dem weiteren Bescheid vom 13.06.2001 eine
KostenÃ¼bernahme wieder ab. Der Widerspruch des KlÃ¤gers vom 22.06.2001
wurde mit Widerspruchsbescheid vom 02.07.2001 mit der BegrÃ¼ndung
zurÃ¼ckgewiesen, der Schutz der gesetzlichen Krankenversicherung erstrecke sich
grundsÃ¤tzlich nur auf das Gebiet der Bundesrepublik Deutschland. Das genannte
Krankenhaus sei nicht zugelassen; wegen fehlender Ã¤rztlicher Unterlagen habe
nicht geprÃ¼ft werden kÃ¶nnen, ob eine entsprechende Behandlung in
Deutschland hÃ¤tte durchgefÃ¼hrt werden kÃ¶nnen.

Der KlÃ¤ger hat hiergegen am 05.07.2001 beim Sozialgericht NÃ¼rnberg (SG)
Klage erhoben, mit der er geltend gemacht hat, seine Krankheiten, nÃ¤mlich
Umwelterkrankungen, HypoglykÃ¤mie und NNR-Insuffizienz (NNR: Abk. fÃ¼r
Nebennierenrinde) hÃ¤tten ein lebensbedrohliches AusmaÃ� erreicht. Auch fÃ¼r
die Behandlung der MCS gebe es in Deutschland keine geeigneten Ã�rzte bzw.
KrankenhÃ¤user. Der KlÃ¤ger hat der Klageschrift Kopien von Laborbefunden
beigefÃ¼gt. Die von der Beklagten eingeholte gutachtliche Stellungnahme des
Medizinischen Dienstes der Krankenversicherung in Bayern (MDK, Gutachterin Dr.P.)
hat wegen ausreichender BehandlungsmÃ¶glichkeiten im Inland die Notwendigkeit
einer Auslandsbehandlung verneint. Hiergegen hat der KlÃ¤ger eingewendet, er
leide an einer lebensbedrohlichen Erkrankung und die Klinik in D. sei international
anerkannt.

Das SG hat mit Urteil vom 06.06.2001 die Klage mit der BegrÃ¼ndung abgewiesen,
der geltend gemachte Anspruch scheitere am Fehlen einer vertragsÃ¤rztlichen
Verordnung. Es hat im Ã�brigen zur weiteren BegrÃ¼ndung auf den
Widerspruchsbescheid Bezug genommen.

Hiergegen richtet sich die Berufung des KlÃ¤gers vom 14.06.2000, mit der er
geltend macht, die Beklagte habe entweder die Kosten der Behandlung in der Klinik
in D. oder im B.-Hospital, H. , L. (GroÃ�britannien) zu Ã¼bernehmen, um die
erforderlichen und in Deutschland nicht verfÃ¼gbaren lebenserhaltenden
MaÃ�nahmen zu veranlassen. Auf die Behandlung in der letztgenannten Klinik
bestehe nach EG-Recht ein Anspruch. Er leide seit zehn Jahren an
lebensbedrohlichen und in Deutschland nicht behandelbaren Erkrankungen. FÃ¼r
eine Auslandsbehandlung sei eine vertragsÃ¤rztliche Verordnung nicht notwendig.
Seine Erkrankungen kÃ¶nnten nur durch Ã�rzte der Umweltmedizin, aber nicht
durch deutsche VertragsÃ¤rzte behandelt werden. BezÃ¼glich seiner
GesundheitsschÃ¤den (HypoglykÃ¤mien, Mundschleimhauterkrankung bei oralem
Lichen ruber planus) befÃ¤nde sich die deutsche Schulmedizin noch nicht einmal im
Entwicklungsstadium. Der KlÃ¤ger hat mit der Berufung gleichzeitig den Erlass einer
einstweiligen Anordnung auf Ã�bernahme der Kosten der Auslandsbehandlung
beantragt; der Senat hat den Antrag mit Beschluss vom 22.07.2002 (L 4 KR 106/02
ER) abgelehnt.

Er beantragt im Einzelnen sinngemÃ¤Ã�,
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die Beklagte unter Aufhebung des Urteils des Sozialgerichts NÃ¼rnberg vom
06.05.2002 sowie des Bescheides vom 13.06.2001 in Gestalt des
Widerspruchsbescheides vom 02.07.2001 zu verpflichten, die Kosten einer
Auslandsbehandlung in den genannten Kliniken (D. oder L.) einschlieÃ�lich
Unterkunft und Verpflegung fÃ¼r zwei Personen sowie der Hin- und RÃ¼ckreise und
der Miete eines Wohnwagens (Airstream) in den USA zu Ã¼bernehmen.

Die Beklagte beantragt,

die Berufung zurÃ¼ckzuweisen.

Sie ist der Ansicht, die Voraussetzungen einer Auslandsbehandlung seien
unabhÃ¤ngig vom Fehlen einer Ã¤rztlichen Verordnung nicht erfÃ¼llt.

Beigezogen wurden die Akten der Antragsgegnerin und des SG, auf deren Inhalt im
Ã�brigen Bezug genommen wird.

EntscheidungsgrÃ¼nde:

Die Berufung bezÃ¼glich der Behandlung in den USA ist zulÃ¤ssig (Â§Â§ 144 Abs.1
Nr.1, 151 Sozialgerichtsgesetz â�� SGG -). Soweit der KlÃ¤ger
Krankenhausbehandlung in GroÃ�britannien geltend macht, hat das Gericht auf die
Klage zu entscheiden; sie ist unzulÃ¤ssig, weil die Beklagte Ã¼ber den erst im
Berufungsverfahren gestellten Antrag noch nicht entschieden hat, und die Sache
nach ihren Angaben noch bei dem SG rechtshÃ¤ngig ist. WÃ¤hrend der
RechtshÃ¤ngigkeit ist ein zweites Verfahren Ã¼ber denselben Streitgegenstand
unzulÃ¤ssig (Â§ 202 SGG iVm Â§ 17 Abs.1 Gerichtsverfassungsgesetz).

Anspruchsgrundlage fÃ¼r die begehrte Behandlung in den USA ist Â§ 18 Abs.1
Sozialgesetzbuch V (SGB V). Danach kann die Krankenkasse die Kosten der
erforderlichen Behandlung ganz oder teilweise Ã¼bernehmen, wenn eine dem
allgemein anerkannten Stand der medizinischen Erkenntnisse entsprechende
Behandlung einer Krankheit nur im Ausland mÃ¶glich ist. Nach der stÃ¤ndigen
Rechtsprechung des BSG werden Auslandsbehandlungen durch Â§ 18 Abs.1 SGB V
insoweit in die Leistungspflicht der gesetzlichen Krankenkassen einbezogen, als es
darum geht, Defizite der medizinischen Versorgung im Inland auszugleichen (z.B.
Urteil vom 16.06.1999 BSGE 84, 90 ff. mit weiteren Nachweisen). Das BSG hat hier
fÃ¼r Recht erkannt, dass die Krankenkasse Kosten einer Auslandsbehandlung nicht
Ã¼bernehmen darf, wenn eine andere, gleichen oder Ã¤hnlichen Erfolg
versprechende Behandlung der Krankheit im Inland mÃ¶glich ist. Eine Krankenkasse
darf die Kosten einer im Ausland durchgefÃ¼hrten Therapie gemÃ¤Ã� Â§ 18 Abs.1
SGB V nur Ã¼bernehmen, wenn fÃ¼r die betreffende Krankheit im Inland
Ã¼berhaupt keine, also auch keine andere Behandlungsmethode zur VerfÃ¼gung
steht, die dem Stand der wissenschaftlichen Erkenntnisse genÃ¼gt. Die
Notwendigkeit einer Auslandsbehandlung ist zu verneinen, wenn zwar eine
bestimmte, vom Versicherten bevorzugte Therapie nur im Ausland erhÃ¤ltlich ist,
im Inland aber andere, gleich oder Ã¤hnlich wirksame und damit zumutbare
BehandlungsmÃ¶glichkeiten zur VerfÃ¼gung stehen. Die Inlandsbehandlung ist
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auch dann vorrangig, wenn das Leistungsangebot im Ausland wegen einer
besonderen modernen technischen Ausstattung eines Krankenhauses oder wegen
des auch international herausragenden fachlichen Rufs des dortigen Arztes eine
Ã¼berdurchschnittliche QualitÃ¤t aufweist.

Der KlÃ¤ger hat die medizinischen Tatsachen nicht angegeben (Â§ 21 Abs.2 SGB X),
die erforderlich sind, um zu prÃ¼fen, ob im System der Behandlung durch
zugelassene Leistungserbringer im Inland eine LÃ¼cke besteht. Wie die Beklagte
bereits im Bescheid vom 13.06.2001 erlÃ¤utert hat, sind hier Berichte,
Stellungnahmen bzw. Atteste der behandelnden Ã�rzte Ã¼ber die beim
Antragsteller nachgewiesenen Erkrankungen sowie eine Ã¼berzeugende Darlegung
erforderlich, dass gerade diese Erkrankungen im Inland durch zugelassene
Leistungserbringer nicht behandelt werden kÃ¶nnen (vgl. Â§Â§ 27 Abs.1, 39 SGB V).
Ferner ist die Angabe von Tatsachen erforderlich, die in der geeigneten Art und
Weise belegen kÃ¶nnen, dass im Gegensatz dazu die vom KlÃ¤ger vorgeschlagene
Klinik in den USA geeignet ist, die erwiesenen Erkrankungen unter Beachtung der
GrundsÃ¤tze eines ausreichenden, zweckmÃ¤Ã�igen und wirtschaftlichen
Krankenversicherungsschutzes (Â§ 12 Abs.1 SGB V) zu behandeln. In dieser Hinsicht
kommt es darauf an, dass die vorgeschlagene Klinik im Ausland eine nach dem
Recht des SGB V effektive Behandlung gewÃ¤hrleisten kann. Die vom KlÃ¤ger
vorgetragenen BegrÃ¼ndungen, die, abgesehen von Laborwerten, keine Ã¤rztlich
festgestellten Tatsachen in Form von Stellungnahmen oder Berichten enthalten,
reichen als Nachweis hierfÃ¼r nicht aus.

DemgegenÃ¼ber hat die gutachtliche Stellungnahme des MDK ausgefÃ¼hrt, dass
bei dem Krankheitsbild des KlÃ¤gers (u.a. StoffwechselstÃ¶rungen aufgrund einer
MangelernÃ¤hrung) ausreichend vertragliche BehandlungsmÃ¶glichkeiten im Inland
existieren. Der KlÃ¤ger kann sich durch einen Vertragsarzt mit der
Zusatzbezeichnung Umweltmedizin oder andere zugelassene Leistungserbringer
beraten und behandeln lassen. Auch fÃ¼r eine psychosomatische Behandlung
stÃ¼nden ambulant oder stationÃ¤r ausreichend Einrichtungen in WohnortnÃ¤he
zur VerfÃ¼gung. Der KlÃ¤ger kann auch z.B. die Umweltambulanz des Instituts
fÃ¼r Arbeitsmedizin in Erlangen weiterhin aufsuchen. Bereits in einer frÃ¼heren
gutachtlichen Stellungnahme hat der MDK darauf hingewiesen, dass zur
Behandlung des KlÃ¤gers ausreichend deutsche zugelassene Arzneimittel
vorhanden sind.

Die Angaben des KlÃ¤gers sind auch in sich widersprÃ¼chlich bezÃ¼glich der
geltend gemachten Notfallbehandlung. Bereits die Beschreibung des von ihm
vorgesehenen Verlaufs der Reise in die USA (NÃ¼rnberg-Hamburg-New York-D.)
und die gewÃ¼nschte Bereitstellung eines speziellen Wohnwagens (Airstream)
spricht gegen einen krankenversicherungsrechtlichen Notfall. Die Angabe der
Zwischenstationen Hamburg und New York lÃ¤sst darauf schlieÃ�en, dass der
KlÃ¤ger mit dem Schiff reisen mÃ¶chte; dies spricht nicht fÃ¼r die Dringlichkeit
einer Behandlung. Seine Behauptung, dass inlÃ¤ndische Ã�rzte bzw.
KrankenhÃ¤user, auch soweit sie sich auf Umweltmedizin spezialisiert haben,
fachlich nicht geeignet seien, ihn zu behandeln, ist durch nichts belegt. Sie steht im
Ã�brigen auch im Widerspruch zu den von ihm genannten Erkrankungen, zu deren
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Diagnose er sich auf die Laborwerte inlÃ¤ndischer Ã�rzte bzw. Ã¤rztlich geleiteter
Einrichtungen beruft.

Da der KlÃ¤ger keinen Anspruch auf die Auslandsbehandlung in der genannten
Klinik in D. (USA) hat, entfÃ¤llt damit auch eine Verpflichtung der Beklagten zur
Ã�bernahme der Kosten der beantragten Nebenleistungen (Unterkunft,
Verpflegung, Reise fÃ¼r den KlÃ¤ger und eine Begleitperson).

Die Kostenentscheidung beruht auf Â§ 193 SGG.

GrÃ¼nde fÃ¼r die Zulassung der Revision liegen nicht vor (Â§ 160 Abs.2 Nrn.1 und 
2 SGG).

Erstellt am: 27.09.2003

Zuletzt verändert am: 22.12.2024
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